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In dem Ordnungswidrigkeitenverfahren

gegen Eleonore Karin Irmentraut Freiin von Wimmersperg

wegen Verstoßes gegen die Hauordnung des Deutschen Bundestages

beantrage ich – für den Fall, dass das Gericht die Mandantin für schuldig im Sinne des 

Bußgeldbescheides halten sollte – 

1) Ladung und Vernehmung von Frau Claudia Heydt als Sachverständi-

ge zu laden über Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V., He-

chinger STr. 203, 72072 Tübingen

2) Herrn Prof. em. Dr. Norman Peach, Neubertstr. 24, 22087 Hamburg, 

als Sachverständigen zu laden und zu vernehmen.

3) die (an Gerichtsstelle anwesende) Bundestagsabgeordnete Christine 

Buchholz zu vernehmen.

Bürozeiten:
Montag, Dienstag, Donnerstag, Freitag
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Sprechzeiten nach Vereinbarung.
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Beweisthemen:

zu1)

Der Verein IMI arbeitet seit Jahren u.a. an der Frage zu den Kampfdrohneneinsätze und

hat hierzu sämtliche die wissenschaftlichen Untersuchungen in den USA und Europa so-

wie  weltweit  berücksichtigt.  Die  Sachverständige  hat  auch  speziell  zu  dem Thema

Kampfdrohnen  gearbeitet  und  ist  inzwischen  wissenschaftliche  Mitarbeiterin  in  der

Fraktion Die Linke im Bundestag.

Sie wird bestätigen:

Trotz der Versuche, die genauen Voraussetzungen, die Konsequenzen der Kampfeinsät-

ze ebenso wie deren genauen Ablauf und Voraussetzungen geheim zu halten, sind inzwi-

schen zahlreiche Einzelfälle und Zahlen dokumentiert.

Es gibt keine exakten Zahlungen über die zivilen Opfer von „gezielten Tötungen“. Das

Bureau of Investigative Journalism recherchiert und sammelt seit mehreren Jahren Er-

kenntnisse zu US-Drohnenangriffen: Von 2004 bis Ende Mai 2013 gab es demnach al-

lein in Pakistan 369 Drohnenangriffe (317 davon in der Amtszeit von Barack Obama),

bei denen insgesamt zwischen 2.541 und 3.530 Menschen, darunter vermutlich 411 bis

884 Zivilisten (davon über 160 Kinder) getötet wurden.

zu 2)

Der Sachverständige ist emeritierter Professor aus Hamburg, renommierter Staats- und 

Völkerrechtler und Mitverfasser des Standardwerkes „Völkerrecht und Machtpolitik in 

den internationalen Beziehungen“.

Der Sachverständige wird bestätigen:

Der Einsatz von Kampfdrohnen durch das US-Militär im Rahmen des Internationalen

Krieges gegen den „Terrorismus“ ist seit seinem ersten Einsatz im November 2001 um-

Seite 2



stritten. Seit dieser Zeit befinden sich die USA nach Vorstellung der Bush- wie auch der

Obama-Administration in einem „bewaffneten Konflikt“ mit Al-Quaida und assoziierten

Kräften. Damit war die Terrorbekämpfung aus der Zuständigkeit der Polizei und Straf-

verfolgung, in die sie eigentlich gehört, herausgenommen und der Verfolgung durch die

Armee überantwortet mit ganz anderen rechtlichen Konsequenzen. 

Die Kritik entzündet sich vor allem an der unbestreitbar hohen Zahl von Opfern unter

der unbeteiligten zivilen Bevölkerung. 

Auch zwei Sonderberichterstatter der UNO haben sich kritisch mit den Drohneneinsatz

der USA auseinandergesetzt und ihre rechtlichen Bedenken gegen den Einsatz in be-

waffneten  Konflikten  formuliert.  Außerhalb  bewaffneter  Konflikte  sah  Philip  Alsta

kaum eine rechtliche Rechtfertigung für den Einsatz von Drohnen. Besteht aber kein be-

waffneter Konflikt, so ist der Einsatz nach Polizeirecht und den internationalen Kodex

der Menschenrechte in den zahlreichen völkerrechtlichen Verträgen zu bewerten. In je-

den Fall handelt es sich dann um einen Angriff auf menschliches Leben, eine „gezielte

Tötung“. Derartige „gezielte Tötungen“ (außerhalb bewaffneter Konflikte) sind unter

keinem rechtlichen Gesichtspunkt zu akzeptieren; berauben Sie doch das Opfer im Vor-

feld, bei dem es sich ja zunächst um einen bloßen „Verdacht“ handelt, aller Rechte, die

ihm nach den menschenrechtlichen Mindeststandards zustehen: Sie haben keinerlei Ver-

teidigungsmöglichkeit und sind einer Art „Weltpolizisten“ ausgesetzt, der in der Person

des US-Präsidenten gleichzeitig als Ankläger, Weltpolizist, Richter und Henker in einer

Person agiert – ein Zustand, der einen Rückfall in die mittelalterliche „Vogelfreiheit“

darstellen dürfte.

Aber auch die Annahme, der Kampfdrohneneinsatz erfolge im Rahmen eines bewaffne-

ten Konfliktes führt zu dem gleichen Ergebnis: 

Die Kampfdrohnen dürften schon als neues Waffensystem nach dem Völkerrecht verbo-

ten sein (siehe unten). In jedem Fall verstößt ihr Einsatz regelmäßig gegen das Prinzip

der Verhältnismäßigkeit, wie vor allem vom Internationalen Komitee vom Roten Kreuz

(IKRK) angenommen wird.

Die USA befinden sich – außer mit den Taliban in Afghanistan – in keinem der Länder,

in denen bisher Kampfdrohnen eingesetzt wurden, in einem bewaffneten Konflikt. Die
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bekannt gewordenen angeblichen Regeln für die Anwendung der Kampfdrohnen in ei-

nem Merkblatt der Regierung werden offensichtlich nicht eingehalten und sind im Übri-

gen nicht nachprüfbar und zum Teil in sich widersprüchlich.

Die Verfolgung von Terroristen ist die Aufgabe von Polizei und Justiz, die nicht einfach

zu einer Aufgabe des Militärs gemacht werden kann. Auf jeden Fall ist die Zustimmung

des betroffenen Staats notwendig, wenn auf sein Staatsgebiet die Jagd nach Terroristen

erfolgen soll (Art. 2 Nr. 7 UN-Charta): Eine solche liegt nur von der afghanischen Re-

gierung vor; selbst die pakistanische Regierung hat die Zustimmung inzwischen aus-

drücklich verweigert. Gleiches ist vom Jemen und anderen möglichen Einsatzgebieten

anzunehmen.

Die Auswirkungen der Kampfdrohneneinsätze

Trotz der Versuche, die genauen Voraussetzungen, die Konsequenzen der Kampfeinsät-

ze ebenso wie deren genauen Ablauf und Voraussetzungen geheim zu halten, sind inzwi-

schen zahlreiche Einzelfälle und Zahlen dokumentiert.

Es gibt keine exakten Zahlungen über die zivilen Opfer von „gezielten Tötungen“. Das

Bureau of Investigative Journalism recherchiert und sammelt seit mehreren Jahren Er-

kenntnisse zu US-Drohnenangriffen: Von 2004 bis Ende Mai 2013 gab es demnach al-

lein in Pakistan 369 Drohnenangriffe (317 davon in der Amtszeit von Barack Obama),

bei denen insgesamt zwischen 2.541 und 3.530 Menschen, darunter vermutlich 411 bis

884 Zivilisten (davon über 160 Kinder) getötet wurden.

Die materiell rechtliche Würdigung „gezielter Tötungen“ durch Kampfdroh-

neneinsätze nach dem geltenden Völkerrecht

2.2.1 Die maßgeblichen Vorschriften des Völkerrechts
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Die allgemeinen Regeln des Völkerrechts im Sinne des Art. 25 Satz 1 GG müssen von

den deutschen Staatsorganen als bindende völkerrechtliche Normen beachtet werden.

Dazu  zählen  nach  der  Grundsatzentscheidung  des  Bundesverfassungsgerichts  vom

26.10.2004 insbesondere auch 

 das Gewaltverbot in seiner gewohnheitsrechtlichen Ausprägung gemäß Art. 2 

Nr. 4 UN-Charta

 elementare Normen des Humanitären Völkerrechts und 

 fundamentale Menschenrechte wie das Verbot von Folter. 

(BVerfGE 112, 1 ff., 26)

In dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts wird ausdrücklich betont:

„Nach dem verfassungsrechtlichen Maßstab sind die Behörden und Gerichte der
Bundesrepublik  Deutschland verpflichtet,  alles zu unterlassen,  was einer unter
Verstoß gegen allgemeine
 Regeln des Völkerrechts vorgenommenen Handlung nichtdeutscher Hoheitsträ-
ger im Geltungsbereich des Grundgesetzes Wirkung verschafft, und gehindert, an
einer gegen die allgemeinen
 Regeln des Völkerrechts verstoßenden Handlung nichtdeutscher Hoheitsträger
bestimmend mitzuwirken.“ (ebenda, S. 27).

Im Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 21. Juni 2005 heißt es in den offiziellen 

Leitsätzen des Zweiten Senats:

„6. Gegen den am 20.3.2003 von den USA und vom Vereinigten Königreich (UK)
begonnenen Krieg gegen den Irak bestanden und bestehen gravierende rechtliche
Bedenken im Hinblick auf das Gewaltverbot der UN-Charta und das sonstige gel-
tende Völkerrechts. Für den Krieg konnten sich die Regierungen der USA und des
UK weder auf sie ermächtigende Beschlüsse des UN Sicherheitsrats noch auf das
in Artikel für 51 UN-Charta gewährleistete Selbstverteidigungsrecht stützen.
7. Weder der NATO Vertrag, das NATO-Truppenstatut, das Zusatzabkommen zum 
NATO-Truppenstatut  noch der  Aufenthaltsvertrag sehen eine  Verpflichtung der
Bundesrepublik  Deutschland vor,  entgegen der  UN-Charta und dem geltenden
Völkerrecht völkerrechtswidrigen Handlungen von NATO-Partnern zu unterstüt-
zen.“ 

Dies wird in der mehr als 90 Seiten umfassenden Entscheidung ausführlich begründet 

und 
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belegt. Aufschlussreich ist für unsere Fragestellung eine Passage, die wörtlich lautet:

„ ein Verstoß gegen das völkerrechtliche Gewaltverbot kann nicht ohne weiteres
deshalb verneint werden, weil die Regierung der Bundesrepublik Deutschland öf-
fentlich wiederholt zum Ausdruck gebracht hatte… „dass sich deutsche Soldaten
an Kampfhandlungen nicht beteiligen werden“. Die Unterstützung einer völker-
rechtswidrigen Militäraktion kann nicht nur durch die militärische Teilnahme an
Kampfhandlungen erfolgen, sondern auch auf andere Weise. Ein völkerrechtliches
Delikt kann durch ein Tun oder - wenn eine völkerrechtliche Pflicht zu einem Tun
besteht  –durch Unterlassen begangen werden… eine Beihilfe  zu einem völker-
rechtlichen Delikt ist selbst ein völkerrechtliches Delikt…“

Zur völkerrechtlichen Beurteilung der militärischen Unterstützungsleistungen führt das 

Gericht aus, gegen letztere bestünden " gravierende völkerrechtliche Bedenken ":

"Dies gilt jedenfalls für die Gewährung von Überflugrechten für Militär Luftfahr-
zeuge der 
USA und des UK, die im Zusammenhang mit dem Irak-Krieg über das Bundesge-
biet hinweg in 
das Kriegsgebiet in der Golfregion flogen und/oder von dort zurückkam. Eben-
falls gilt dies 
für die Zulassung der Entsendung von Truppen, des Transportes von Waffen und
militärischen Versorgungsgüter und von deutschem Boden aus in das Kriegsge-
biet, sowie für alle Unternehmungen, die dazu führen konnten, dass das Staatsge-
biet Deutschlands als Ausgangspunkt oder Drehscheibe für gegen den Irak ge-
richtete militärische Operationen diente. Denn objektiver Sinn und Zweck dieser
Maßnahmen war es, das militärische Vorgehen in der USA und des U. K. zu er-
leichtern oder gar zu fördern.“

Damit steht fest: schon die „unstreitigen“ Unterstützungshandlungen durch Überflugs-

rechte waren völkerrechtswidrig. 

„Dementsprechend sind völkerrechtlich sehr bedenklich wissentliche Unterstüt-
zungsleistungen seitens der Bundesrepublik zugunsten der USA durch Gewährung
von Überflugrechten und der Nutzung von im Inland gelegenen Militärstützpunk-
ten, soweit die USA diese nicht innerhalb des NATO-Rahmens und des Völker-
rechts,  sondern für  völkerrechtswidrige  Handlungen nutzen  sollten.“  (BVerwG
NJW 2006, 77, 95 ff.)
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Damit steht – auch für die nachführenden Ausführungen – fest: Die hier maßgebliche

Regelung des Völkerrechts ist das Gewaltverbot der UN-Charta, dessen Art. 2 Abs. 4

vorschreibt:

„Alle Mitglieder unterlassen in ihren internationalen Beziehungen jede gegen die
trerritoriale Unversehrtheit oder die politische Unabhängigkeit eines Staates ge-
richtete und sonst mit den Zielen der Vereinten Nationen unvereinbare Androhung
oder Anwendung von Gewalt.“

In der UN-Charta gibt es nur zwei Ausnahmen vom Gewaltverbot:

 Die Ermächtigung des Sicherheitsrates nach Art. 42, der aber einige Verfahrens-

vorschriften vorgeschaltet sind, etwa ein Untersuchungsrecht und die ausdrückli-

che Feststellung der Friedensgefährdung (Art. 39.);

 Das Selbstverteidigungsrecht des Art. 51, das aber ebenfalls nur unter besonde-

ren Voraussetzungen gegeben ist. 

Obwohl das allgemeine Tötungsverbot im bewaffneten Konflikt (Krieg) nicht gilt, ist

die gezielte Tötung dennoch nur unter besonderen Voraussetzungen und in engen Gren-

zen erlaubt. 

Für neue Waffensysteme, wie z.B. Drohnen, gilt  zunächst Art. 36 Zusatzprotokoll  I:

„Jede Hohe Vertragspartei ist verpflichtet, bei der Prüfung, Entwicklung, Beschaffung

oder Einführung neuer Waffen oder neuer Mittel oder Methoden der Kriegführung fest-

zustellen, ob ihre Verwendung stets oder unter bestimmten Umständen durch dieses Pro-

tokoll oder durch eine andere auf die Hohe Vertragspartei anwendbare Regel des Völ-

kerrechts verboten wäre.“ Damit soll sichergestellt werden, dass jede neue technische

Waffenentwicklung den Regeln des geltenden Völkerrechts unterworfen wird. Bundes-

verteidigungsminister de Maizière stützt seine Rechtfertigung der Kampfdrohnen auf

einen Vergleich mit der Artillerie. Die Drohne wirke im Effekt nicht anders als ein Artil-

leriegeschoss, nur viel präziser, womit sie dem Verbot unterschiedsloser, d.h. ungezielter

Tötungen des Art. 51 Abs. 4 ZP I entspreche. Doch ist die spezifische Kampfaufgabe

der Drohne grundlegend verschieden von der der Artillerie. Sie exekutiert nach elektro-
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nischer Zielaufklärung einzelne Personen oder kleine Personengruppen, die sich oft au-

ßerhalb oder am Rande eines unmittelbaren Kriegsgeschehens befinden. Die Selektion

einzelner  Terroristenführer  und  Hauptverdächtiger  aus  dem Gros  des  terroristischen

„Fußvolks“ ist mit der Artillerie nicht zu leisten. Sie macht aber gerade die besondere

Neuerung und den Wert der Drohne im Kampf gegen Guerillaeinheiten. Erstmals ist ein

Waffensystem entwickelt worden, welches die Kampfvorteile des Gegners im Guerilla-

krieg aufwiegt. Allerdings kollidiert die gezielte Tötung durch Drohnen öfter als einge-

standen mit dem auch im Völkerrecht geltenden Prinzip der Verhältnismäßigkeit.  So

schwer es im Einzelfall zu konkretisieren ist, so bedeutsam ist es jedoch zur Eingren-

zung willkürlichen und exzessiven Handelns und zur Einhaltung menschenrechtlicher

Normen. Der Einsatz der Drohne hat nur die Exekution oder den Abbruch der Aktion im

Programm. Eine  Gefangennahme,  die  z.B.  einen evtl.  Irrtum korrigieren  könnte,  ist

nicht möglich. Deshalb wird von den Presseabteilungen der Armeen stereotyp und kaum

nachprüfbar verbreitet, dass wieder ein hochrangiger Terrorist, Extremist oder Islamist

getroffen worden sei, möglichst noch in flagranti.

Der allgemeine Grundsatz, der insbesondere vom Internationalen Komitee des Roten

Kreuzes (IKRK) propagiert wird, 1 dass der Gegner, wenn ohne Risiko möglich, gefan-

gen genommen und nicht  gleich getötet  werden soll,  kann mit  dem Drohneneinsatz

nicht berücksichtigt werden. Es ist zwar umstritten, ob dieser Grundsatz bereits rechtli-

che Verbindlichkeit erlangt hat, in der Wissenschaft zum humanitären Völkerrecht wird

dies allerdings zunehmend angenommen.2 Besonders deutlich wurde die Missachtung

dieses Grundsatzes bei der Exekution Osama Bin Ladens durch die „Navy-Seals“ in Ab-

botabad in Pakistan. Obwohl Bin Laden unbewaffnet war und sehr wohl hätte festge-

nommen werden können, wurde er erschossen.3 Obama rechtfertigte die Aktion damit,

1 Vgl. IKRK Interpretive Guidance on the Notion of Direct Participation in Hostilities under Interna -
tional Humanitarian Law, 2009,  http://www. icrc.org/eng/assets/files/other/irrc-872-reports-documet-
s.pdf.    

2 Vgl. Dieter Fleck, Unbemannte Flugkörper in bewaffneten Konflikten: Neue und alte Rechtsfragen,
in: Humanitäres Völkerrecht-Informationsschriften ((HUV-1) 2011, S. 78ff., 80; Nils Melzer, Targeted
Killing in International Law, Oxford 2008, S. 289.

3  Vgl. Daniel Klaidmann, Kill or Capture (Anm. 7), S. 245f.
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dass seine ursprünglich angestrebte Festnahme nicht möglich gewesen sei. Die Tötung

als ultima ratio, wenn eine Gefangennahme nicht möglich ist, steht auch als Vorausset-

zung für einen Drohneneinsatz in einem Merkblatt  des Weißen Hauses, auf das sich

Obama in seiner „Presidential Policy Guidance“ in einer Grundsatzrede vom Mai 2013

(siehe unten) bezog.

In diesem Merkblatt sind etliche weitere Voraussetzungen für den Einsatz tödlicher Ge-

walt vermerkt. So muss es eine „gesetzliche Grundlage“ für den Einsatz geben und die

Zielperson eine „anhaltende, unmittelbare Bedrohung für US-Amerikaner“ darstellen. In

einem Weißbuch des Justizministeriums, dessen Inhalt kürzlich durchsickerte, ist aller-

dings zu lesen, dass ein US-Bürger auch dann getötet werden kann, wenn es „keine kla-

ren Beweise dafür gibt, dass ein spezieller Angriff auf US-Amerikaner oder US-Interes-

sen unmittelbar bevorsteht“.4 Wenige Tage nach der Rede Obamas räumte sein Justizmi-

nister Eric Holder ein, dass die CIA im September und Oktober 2011 vier US-Bürger

durch Drohnen im Jemen getötet habe. Nur einer von ihnen, Anwar al Awlaki, war als

Ziel vorgesehen, die anderen, darunter auch sein 16 Jahre alter Sohn Abdulrahman, wa-

ren „Kollateralschäden“. Später bekannte ein früherer Offizier des Geheimdienstes der

US-Army, man hätte Anwar al Awlaki auch festnehmen können, die Regierung habe

sich aber entschieden, ihn gleich zu liquidieren.5 Die Drohnen wurden von einer gehei-

men Basis in Saudi-Arabien gestartet. Wahrscheinlich ging die Befehlskommunikation

über Ramstein. 

Weiter fordert das Merkblatt, dass mit „nahezu Gewissheit“ der Terrorist, auf den der

Angriff zielt, auch tatsächlich am Ort anwesend ist und Nichtkombattanten weder ver-

letzt noch getötet werden können. Diese Voraussetzung kann ein Drohnenangriff auf

Grund eindeutiger Identifizierung persönlicher Merkmale (sog. personality strike) eines

auf  der  Tötungsliste  erfassten  Terroristen  bei  gewissenhafter  Prüfung  noch  erfüllen,

nicht aber mehr bei einem Identifizierungsprozess, der sich nur noch auf typische Bewe-

4  Vgl.  Marjorie  Cohn,  Beitrag  der  US-Verfassungsrechtlerin  Majorie  Cohn:  http://truth-
out.org/news/item/16570-guantanamo-drone-strikes-and-the-non-war-ter ror-war-obama-speaks

5  Vgl. Marjorie Cohn, a.a.O.
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gungs- und Verhaltensmuster beschränkt (sog. signature strike).  Hier kann jeder,  der

sich nur im näheren Umfeld einer von Al Qaida infizierten Einrichtung aufhält,  zum

Ziel eines Angriffs werden. Das zwingende Gebot, dass jede militärische Handlung zwi-

schen zulässigen militärischen Zielen und unzulässigen zivilen Zielen, ob Objekte oder

Menschen, zu unterscheiden hat (Art. 52 Abs. 2 ZP I), ist mit dieser summarischen Ver-

dachtsmethode kaum mehr einzuhalten. Es wird deshalb immer wieder die unverhältnis-

mäßig hohe Zahl ziviler Opfer beklagt, selbst wenn auf Grund der mangelnden Aus-

kunftsbereitschaft der Regierungen präzise Zahlen nicht zu erhalten sind. Verboten sind

Angriffe, bei denen Tote und Verwundete unter der Zivilbevölkerung sowie die Beschä-

digung ziviler Objekte zu erwarten sind, die in „keinem Verhältnis zum erwarteten kon-

kreten und unmittelbaren militärischen Vorteil stehen“ (Art. 51 Abs. 5a oder b ZP I). Al-

lein die Datenmengen, die von den Drohnen übermittelt werden, überfordern die Mög-

lichkeiten ihrer Auswertung in vielen Fällen und führen zu Fehlanalysen mit den immer

wieder berichteten Irrtümern, denen Hochzeitsgesellschaften und zivile Feste und Ver-

sammlungen zum Opfer fallen.6 

Schließlich sollen laut dem Merkblatt die zuständigen Regierungsstellen des Staates, in

dem der Drohnenangriff geplant ist, nicht bereit oder in der Lage sein, „die gegen die

USA gerichtete Bedrohung“ zu beseitigen und es keine andere angemessene Alternative

zur gezielten Tötung geben. Dies müsste in den vergangenen Jahren für Afghanistan,

Pakistan, Sudan, Jemen und Somalia gegolten haben, die Hauptkriegsschauplätze für

den Drohneneinsatz. Doch brauchen nach dem ausdrücklichen Dispens des Merkblattes

alle  diese Voraussetzungen nicht erfüllt  zu sein,  wenn der Präsident  „unter  außerge-

wöhnlichen Umständen Drohnen-Angriffe anordnet,  die  legitim und notwendig sind,

um die USA und ihre Verbündeten zu schützen“. Diese „außergewöhnlichen Umstände“

hat der Präsident selbst einzuschätzen. Sie müssen in den letzten Jahren permanent vor-

gelegen haben.

6  Vgl. Scott Shane, C.I.A. Disputed on Civilian Toll in Drone Strikes, in: NYT v. 11. August 2012
bestreitet die Behauptungen von Obamas Antiterrorismus-Berater John O. Brennan und der CIA ,
dass es in den Jahren 2010 und 2011 keine zivilen Opfer bei Drohnenangriffen gegeben habe, und
zählt nachweisbare Gegenbeispiele auf. Vgl. auch die Recherchen der Stanford University (Anm.
4). 
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In der rechtlichen Bewertung der Drohneneinsätze sind sich die deutsche und US-Re-

gierung weitgehend einig. Bundesverteidigungsminister de Maizière sieht keine rechtli-

chen und ethischen Probleme, wenn die Drohne wie die Artillerie im Krieg eingesetzt

werde, eine extralegale Tötung, wie es die Praxis der USA sei, komme nicht in Frage.7“

Gleichzeitig haben Vertreter der Bundes wiederholt betont, sie hätten keine Veranlas-

sung anzunehmen, die Erklärung der US-Regierung, sich bei ihren Aktivitäten auf deut-

schem Boden, auch bei Drohnen-Einsätzen, an deutsches Recht zu halten, sei unzutref-

fend.

Wie haltlos diese Annahme ist, zeigt zunächst ein kurzer Rückblick. Unter dem Amts-

vorgänger von Präsident Obama, Präsident George W. Bush, wurden zahlreiche, dem

„internationalen Terrorismus“ zu gerechneten Personen vorwiegend in Pakisten und Af-

ghanistan als» feindliche Kämpfer« gefangen genommen und nach Guantananmo, ei-

nem US-Militärstützpunkt auf Kuba, verbracht, dort verhört und gefoltert, statt sie als

Kriegsgefangene zu behandeln.  Die Konstruktion des »feindlichen Kämpfers,« ist  in

dem Völkerrechts fremd, sie diente einzig und allein dazu, sie unter Bruch des Völker-

recht auf Guantanamo foltern zu können. Dies wäre auf US amerikanischem Territorium

wegen der dort geltenden Verfassungsgarantien nicht möglich gewesen. 

Hierzu aus einem Beitrag des Verfahrensbevollmächtigten H. Eberhard Schultz aus dem

Jahre 2005:

“US-amerikanische Menschenrechtsorganisationen wie Human Rights Watch und
andere protestieren seit längerem regelmäßig und mit zunehmender Schärfe. Auch
an kritischen Äußerungen namhafter Juristen fehlt es nicht. So erklärte der briti-
sche Lord Richter Johan Steyn, einer der höchsten britischen Richter, das Lager
sei ein Fall „äußerster Rechtlosigkeit“ und ein „ungeheuerliches Versagen der
Justiz“. Die britische Regierung müsste das Vorgehen der USA endlich „öffentlich
und unzweideutig“ verurteilen. Weiter heißt es: „Der Zweck, die Gefangenen in
Guantanamo zu internieren, war und ist, sie in einem rechtsfreien Raum, jenseits
des Schutzes aller Gerichte festzuhalten, der Gnade der Sieger zu überlassen […]
Die Frage ist, ob die Qualität der Rechtsprechung, die für die Gefangenen von
Guantanamo vorgesehen ist, den internationalen Mindeststandards für ein faires
Verfahren entspricht. Die Antwort darauf ist kurz: Ein klares Nein.“8 Sogar der

7  Vgl. Peter Rudolf, (Anm. 1), S. 8.

8  zit. n.: "Der Standard", 26.11.2003.
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britische Kronanwalt Michael Mansfield sieht den zentralen Grundsatz abendlän-
dischen Rechtsverständnisses ignoriert,  die Unschuldsvermutung. Premier Tony
Blair müsse sich den Vorwurf gefallen lassen, ob er, wenn er es nicht fertig brin-
ge, 9 Landsleute nach Hause zu holen, wirklich nur Bush’s braver Schoßhund sei.9

Selbst wenn die Verweigerung des Kriegsgefangenenstatus rechtmäßig wäre, 
müßte die US-Administration den Inhaftierten grundsätzlich den Schutz ihrer 
Menschenrechte nach ihren allgemeinen Haftregeln gewähren, das heißt, ein or-
dentliches Strafverfahren durchführen oder sie umgehend freilassen10.

Der  vorsätzliche  Entzug  des  Rechts  eines  Kriegsgefangenen  auf  ein  unpartei-
isches ordentliches Gerichtsverfahren ist nicht nur nach Art. 130 des III: Genfer
Abkommens, bekräftigt durch Art. 85 des I. Zusatzprotokolls von 1977 strafbar,
auch Art. 2 des ad-hoc-Tribunals für Jugoslawien und Art. 8 Abs. 2 a VI des Sta-
tuts des internationalen Strafgerichtshofes ICC bestimmen als schweres Kriegs-
verbrechen - „den vorsätzlichen Entzug des Rechts von Kriegsgefangenen oder
Zivilpersonen auf ein unparteiisches ordentliches Gerichtsverfahren.“

Vor diesem Hintergrund erschienen die Maßnahme der Bush-Administration, die
die Zustimmung zum römischen Statut zurückzuziehen, und ein Gesetz wonach
eine militärische Intervention in  den Niederlanden erfolgen soll,  falls  ein US-
Staatsbürger dem ICC überstellt werden sollte, durchaus folgerichtig. 

Bei den Inhaftierten handelt es sich also entweder um POW oder um Untersu-
chungsgefangene im Rahmen eines Strafverfahrens; ein Drittes gibt es nach den
internationalen Rechtsnormen nicht. Wie aber begründen die USA ihre davon ab-
weichende  Haltung?  Sie  berufen  sich  auf  eine  Rechtsfigur  des  „enemy
combatant“,  also,  wörtlich  übersetzt,  des  „feindlichen Kämpfers“,  auch freier
übersetzt als irregulärer Kämpfer, rechtloser Kämpfer, gesetzloser Kämpfer, unge-
setzlicher Kombattant und ähnliches. Diese Rechtsfigur gibt es nur in der US-a-
merikanischen Rechtsprechung und sie ist auch dort sehr umstritten.11Der Status
des “irregulären Kämpfers“ hat zur Folge, daß Gefangene unbegrenzt in Haft ge-
halten und vor Militärkommissionen gestellt werden können, die vom amerikani-
schen Präsidenten eingesetzt werden.“12

Daraus lässt sich zweierlei schlussfolgern: zum einen, dass den Zusicherungen der US-

Administration entgegen der Behauptung der Bundesregierung keinesfalls zu vertrauen,

9  "Der Standard", 24.11.2003.

10  Vgl. auch Heinz, Schlitt und Würth, a.a.O.

11  Ebd
12 H. Eberhard Schultz: Endstation Guantanamo – Rechtsfreier Raum im Kampf gegen den Terror, 
Blätter für deutsche und internationale Politik 5’04, Seite 5 ff.
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sondern  gründlich  zu  überprüfen  ist.  Zum anderen,  dass  die  US-Adminstration  zur

Rechtfertigung ihrer völkerrechtswidrigen Praktiken schon in der Vergangenheit recht-

lich haltlose Konstrukte genutzt und ihre Praxis nicht nur lange Zeit gerechtfertigt hat,

sondern schwerste Menschenrechtsverletzungen wie systematische Folter geleugnet und

dann zu bagatellisieren bzw. zu rechtfertigen versucht hat. 

All dies ist inzwischen ebenso allgemeinkundig wie die jahrelang geleugneten geheimen

Flüge des CIA zwekcs - ebenfalls völkerrechtsidriger - Verbringung von Gefangenen in

Folterzentren in anderen Staaten („Rendition“). Diese allgemeinkundige Praxis der US-

Administration ist für die Frage des Vorsatzes bei den Untersützungehandlungen von

ausschlaggebender Bedeutung (s.u.)

Die bereits erwähnte Verfassungsrechtlerin Marjorie Cohn hat das neue Merkblatt der

US-Regierung vom Mai 2013 einer kritischen Überprüfung unterzogen und u.a. festge-

stellt:

„Zu den in dem Merkblatt genannten Voraussetzungen für die Anwendung tödli-
cher Gewalt gehören auch die nachfolgend beurteilten: 

1. Vorbedingung ist eine "gesetzliche Grundlage" für den Einsatz tödlicher Ge-
walt. Es wird aber nicht festgelegt, ob diese "gesetzliche Grundlage" auch gelten-
de Verträge berücksichtigt – zum Beispiel die UN-Charta, die den Einsatz militä-
rischer Gewalt nur zur Selbstverteidigung gestattet,  oder wenn der UN-Sicher-
heitsrat zugestimmt hat. 

2. Die Zielperson muss eine "anhaltende, unmittelbare Bedrohung für US-Ameri-
kaner" darstellen. In dem Merkblatt ist aber weder "anhaltend" noch "unmittel-
bar" definiert. In einem erst kürzlich durchgesickerten Weißbuch des Justizminis-
teriums steht, dass ein US-Bürger auch dann getötet werden kann, wenn es "keine
klaren Beweise dafür gibt, dass ein spezieller Angriff  auf US-Amerikaner oder
US-Interessen unmittelbar bevor steht". 

3. Es muss "nahezu Gewissheit" herrschen, dass der Terrorist, auf den der Angriff
zielt, tatsächlich anwesend ist. Weder aus dem Merkblatt noch aus Obamas Rede
war zu entnehmen, ob die Regierung ihre als "Signature Strikes" getarnten Mas-
sentötungen fortsetzen wird; bisher wurden auch unbekannte Personen nur des-
halb umgebracht, weil sie sich in Gebieten, aufhielten in denen es zu feindlichen
Aktivitäten gekommen war. 
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4. Es muss "nahezu Gewissheit" herrschen, dass bei dem Drohnen-Angriff Nicht-
kombattanten weder verletzt noch getötet werden können. Das bedeutet anschei-
nend eine Abkehr von der bisherigen Praxis, die zur Folge hatte, dass bei US-
Drohnen-Angriffen zahlreiche Nichtkombattanten getötet wurden. Das Merkblatt
verändert also die gegenwärtige Politik, die alle Männer im wehrfähigen Alter,
die sich in einer Kampfzone aufhielten, automatisch als Kämpfer ansah, "es sei
denn, sie erwiesen sich bei gründlicher geheimdienstlicher Überprüfung posthum
als unschuldig". 

5. Es muss erwiesen sein, dass zu der Zeit, in der die Operation stattfinden soll,
"eine Festnahme nicht machbar ist". Es bleibt aber unklar was mit "machbar" ge-
meint ist. Das Weißbuch lässt vermuten, das damit "zu umständlich" gemeint ist. 

6. Es muss erwiesen sein, dass maßgebliche Regierungsstellen des Staates, in dem
der Drohnen-Angriff stattfinden soll, nicht bereit oder nicht fähig sind, "die gegen
US-Amerikaner gerichtete Bedrohung" zu beseitigen; die Bedrohung wird aber
nicht definiert. 

7. Es muss erwiesen sein, dass keine andere, angemessene Alternative zur Verfü-
gung steht, um die "gegen US-Amerikaner gerichtete – wieder nicht definierte –
Bedrohung"abzustellen. Nach dem Merkblatt müssen diese Voraussetzungen nicht
erfüllt sein, wenn der Präsident "unter außergewöhnlichen Umständen Drohnen-
Angriffe anordnet, die legitim und notwendig sind, um die USA oder ihre Verbün-
deten zu schützen". Was unter "außergewöhnlichen Umständen" zu verstehen ist,
bleibt offen.“13

Beweismittel hierzu: Abdruck des Beitrages vom Majorie Cohn 

13 Majorie  Cohn,  nach  dem  Beitrag  der  US-Verfassungsrechtlerin  Majorie  Cohn:  http://truth-

out.org/news/item/16570-guantanamo-drone-strikes-and-the-non-war-ter  ror-war-obama-speaks

(Übers. v. Verf.)

Seite 14



2.2.2 Die Konsequenzen aus den völkerrechtlichen Regelungen und dem 

Friedensgebot des GG

Das Grundgesetz enthält nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-

richtes ein Friedensgebot, wie es Deiseroth gewürdigt hat, der auf die Präambel 

(„dem Frieden der Welt zu dienen“) verweist, Art. 1 Abs. 2 GG, dem Bekenntnis

zu einer menschlichen Gemeinschaft („Grundlage jeder menschlichen Gemein-

schaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt“), Art. 9 Abs. 2 GG, wo-

nach Vereinigungen verboten sind, die sich „gegen den Gedanken der Völker-

verständigung richten“ sowie Art. 26 GG mit den vier speziellen Regelungen: 

 das Verbot, die Führung eines Angriffskrieges vorzubereiten, 

 das Verbot aller Handlungen die in der Absicht vorgenommen werden das fried-

liche Zusammenleben der Völker zu stören, 

 den Auftrag an den Gesetzgeber zur Pönalisierung aller Verstöße gegen dieses

verfassungsrechtliche Verdikt, 

 die Genehmigungspflicht von „zur Kriegsführung bestimmten Waffen“.

Ein besonders wichtiges Element des Friedensgebotes des GG ist die normierte Bindung

an „Recht und Gesetz“ (Art. 20 Abs. 3 GG) und an die „allgemeinen Regeln des Völker-

rechts“ (Art. 25 GG), so Deiseroth in seiner Schrift „Das Friedensgebot des Grundgeset-

zes und der UN-Charta“.

2.3 Konsequenzen

Aus diesen verbindlichen völkerrechtlichen Regelungen und dem Friedensgebot des GG

ergeben sich Konsequenzen für die völkerrechtliche Bewertung der US-Kampfdrohnen-

einsätze und die Verpflichtungen der Organe der Bundesrepublik Deutschland:

1. Keine Rechtfertigung gezielter Tötungen als „humanitäre Intervention“ oder Aus-

übung des Selbstverteidigungsrechts
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Das Selbstverteidigungsrecht von Art. 52 setzt insbesondere voraus:

 Einen bewaffneter Angriff („armed attack“)

 Es muss sich um eine vorläufige Maßnahme handeln: Wenn der Sicherheitsrat

sich  der  Sache  angenommen  und  Maßnahmen  beschlossen  hat,  erlischt  das

Selbstverteidigungsrecht (Art. 51 Abs. 1 Satz 1 UN-Charta).

In der öffentlichen Debatte wird in dem Zusammenhang oft auf die „responsability to

protect“ (RTP) verwiesen, die angeblich eine Ausnahme von den zwingenden Vorausset-

zungen für die Ausübung des Selbstverteidigungsrechts sein soll. Dies ist jedoch ein-

deutig falsch. 

Zwar hat die UN-Generalversammlung im September 2005 auf dem Wolrd Summit die

„responsability to protect“ bestätigt. Die Generalversammlung machte jedoch deutlich,

dass nur die Vereinten Nationen als Vertreter der internationalen Gemeinschaft die re-

sponsability to protect übernehmen könnten, wie dies auch in der zugrunde liegenden

Expertise ausgeführt worden war. Die Vereinten Nationen können also in Fällen von

Völkermord,  Kriegsverbrechen,  ethnischen  Säuberungen  und  Verbrechen  gegen  die

Menschlichkeit Maßnahmen nach Kapitel VII autorisieren14. Auch die einseitige “huma-

nitäre Intervention” auf der Grundlage der PTP bleibt also völkerrechtswidrig.15

Insgesamt widersprechen die US-Kampfdrohneneinsätze auch den Grundlagen des hu-

manitären Völkerrechts: Völkerrechtlich gilt jede Person in einem Kampfgebiet als Zi-

vilist, wie sich aus Art. 50 des Zusatzprotokolls vom 8. Juli 1977 zu den Genfer Abkom-

men vom 12. August 1949 über den Schutz der Opfer internationaler bewaffneter Kon-

flikte ergibt – und nicht umgekehrt.

14  GA Res 60/1 (2005), 2005 World Summit Outcome, „Responsability to protect populations of
genocide, warcrimes, ethic cleansing and crimes against humanity“.

15 Peter Becker, "Rechtsprobleme des Einsatzes von Drohnen zur Tötung von Menschen" in "Die Öf-

fentliche Verwaltung" (DÖV), Juli 2013, S. 493-502]
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Besondere Bedeutung erlangt das angesichts der Tatsache, dass die US-Regierung nicht

nur sogenannte „personality strikes“ ausführen lässt, bei denen Menschen gezielt extra-

legal hingerichtet werden, die in – nach aktuell unüberprüfbaren Kriterien zustande ge-

kommenen – Todeslisten aufgenommen wurden; schon bei diesen Angriffen werden im-

mer wieder Unbeteiligte getötet oder schwer verletzt. Zunehmend werden mit Kampf-

drohnen aber auch sogenannte „signature strikes“ durchgeführt: Diese Angriffe basieren

auf Verhaltensanalysen der (späteren) Zielpersonen. Das bedeutet, dass Menschen – ins-

besondere Menschengruppen –, die bestimmte Eigenschaften aufweisen oder Verhal-

tensmuster an den Tag legen, die nach Einschätzung der US-Kräfte darauf schließen las-

sen, sie könnten Terrorverdächtige sein, zum Ziel von Drohnenangriffen werden, ohne

dass auch nur ihre Identität bekannt ist16; als geeignete Ziele gelten Personen in mut-

maßlichen  Trainingscamps  oder  in  verdächtig  erscheinenden  Gehöften  (sog.  Com-

pounds). Die zugrunde gelegten Einsatzregeln bleiben ebenso im Dunkeln wie die Kri-

terien, auf die bei diesen Attacken abgestellt werden soll. Als im beschriebenen Sinn

„verdächtig“ eingeschätzt wird es anscheinend schon, wenn Menschen in Regionen, in

denen Kampfdrohnen eingesetzt werden, in Gruppen zusammen kommen, Fahrzeuge

mit  Düngemitteln  be-  und  entladen  oder  gemeinsam auf  Grundstücken  arbeiten.  In

einem Bericht der New York Times-Journalisten Jo Becker und Scott Shane werden US-

Regierungsmitarbeiter zititert: „The joke was that when the C.I.A. sees three guys doing

jumping jacks, the agency thinks it is a terrorist training camp.“17

2. Keine Rechtfertigung gezielter Tötungen durch Drohneneinsätze im Rahmen des

OEF-Einsatzes

Die US-Regierung hatte die Anschläge vom 11. September 2001 als Angriff im Sinne

des Art. 51 der UN-Charta interpretiert und deswegen den Staat Afghanistan angegrif-

fen, weil dort Osama Bin Laden als Drahtzieher des Attentats vermutet wurde. 

16 Vgl. Daniel Klaidmann, Kill or capture – The war on terror and the soul of Obama presidency
(2012), S. 41

17 Jo Becker/Scott Shane, Secret Kill List Proves a Test of Obama’s Principles and Will, New York
Times, 29.05.2012.
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Dazu schreibt Peter Becker in seinem einschlägigen Artikel „Rechtsprobleme des Ein-

satzes von Drohnen zur Tötung von Menschen“:

„Der Sicherheitsrat hat sich die Selbstverteidigungsthese nicht zu Eigen gemacht.
Er hat offen gelassen, ob deren Voraussetzungen nach seiner Auffassung im kon-
kreten Fall erfüllt war. Vor allem hat es keinen bewaffneten Angriff im Sinne des
Art. 51 Satz 1 der Charta gegeben. Außerdem hatte der Sicherheitsrat bereits im
September und im Oktober 2001 ein umfangreiches Paket aus seiner Sicht not-
wendiger militärischer  Maßnahmen gegen den internationalen Terrorismus be-
schlossen, insbesondere die Ergreifung und Verfolgung der Täter.

Deswegen war das Selbstverteidigungsrecht erloschen. Hier liegt der Grund für
die zurückhaltende Formulierung des Bundesverfassungsgerichtes  im Tornado-
Beschluss vom 03.07.2007: „2. der ISAF-Einsatz in Afghanistan ist ein Krisenre-
aktionseinsatz der NATO im Sinne des neuen Strategischen Konzepts von 1999.
Zwar hat der NATO-Rat am 12. September 2001 in Reaktion auf die Terroran-
schläge gegen die Vereinigten Staaten von Amerika vom Vortag erstmals in der
Geschichte der NATO den Bündnisfall nach Art. 5 des NATO-Vertrages festge-
stellt. Rechtlich muss aber der ISAF-Einsatz strikt getrennt betrachtet werden von
der ebenfalls  in  Afghanistan präsenten Operation Enduring Freedom, die  sich
völkerrechtlich auf die Feststellung des Bündnisfalls und vor allem auf die das
Recht zur kollektiven Selbstverteidigung im Sinne von Art. 51 der Satzung der Ver-
einten Nationen beruft (vgl. BTDrucks 14/7296, S. 1 f.)…

Die militärische Intervention der Operation Enduring Freedom gegen das afgha-
nische Taliban-Regime seit Oktober 2001 war eine Reaktion der Vereinigten Staa-
ten von Amerika und verbündeten Staaten auf diese Anschläge, in der Annahme,
dass  das  Terrornetzwerk  Al-Qaida  als  Urheber  der  Anschläge  in  Afghanistan
einen wesentlichen Rückzugsraum gehabt hatte, teilweise von afghanischem Bo-
den aus operiert hatte und vom Taliban-Regime unterstützt worden war. Deshalb
hat sich die Operation Enduring Freedom für die Anwendung militärischer Ge-
walt in Afghanistan in völkerrechtlicher Hinsicht stets auf das Recht zur kollekti-
ven Selbstverteidigung im Sinne von Art. 51 der Satzung der Vereinten Nationen
berufen.“18

Das Bundesverfassungsgericht identifiziert sich offensichtlich nicht mit der US-a-
merikanischen Rechtsauffassung zur völkerrechtlichen Begründung von OEF. Das
ist  im Bundesverteidigungsministerium wohl erkannt worden. Kurz danach zog
sich jedenfalls die Bundeswehr aus OEF zurück; wahrscheinlich auf der Grund-
lage der Einschätzung, dass die Rechtsgrundlage Selbstverteidigung für diesen
Verstoß gegen das Gewaltverbot nicht tragfähig war.

18
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Das Ergebnis ist,  dass OEF wahrscheinlich von Anfang an völkerrechtswidrig
war und dass jedenfalls nach der Befassung des Sicherheitsrates und dem Be-
schluss, die Attentäter mit den Mitteln des Strafrechts zu verfolgen, eine völker-
rechtlich tragfähige Ermächtigung zur Kriegsführung nicht mehr vorlag. Das be-
deutet  für  Tötungen  durch  Drohnen  im  Rahmen  von  OEF,  dass  alle  Einsätze
schon deswegen rechtswidrig sind.“ 19

 

3. Keine Rechtfertigung gezielter Tötungen durch Drohneneinsätze in Pakistan

Bekanntlich werden insbesondere in Pakistan im „Krieg gegen den internationalen Ter-

rorismus“ Kampfdrohnen eingesetzt (siehe oben), aber nicht des US-Militärs sondern

des CIA, wie oben dargelegt. Auch wenn sich in Pakistan Teile der Taliban aufhalten,

handelt es sich dort nicht um einen internationalen bewaffneten Konflikt im Sinne des

Völkerrechts. Wie bereits oben im Sachverhalt dargelegt, ist dies auch der Standpunkt

des zuständigen pakistanischen Obergerichts. 

Die CIA ist als Geheimdienst kein Kombattant. Sie darf schon deswegen nicht töten.

Eine „Lizenz zum Töten“ ist dem Völkerrecht fremd.

4.  Keine Rechtfertigung gezielter  Tötungen durch Drohneneinsätze in  Jemen und

afrikanischen Ländern

Genauso völkerrechtswidrig sind Kampfdrohneneinsätze im Jemen und afrikanischen

Ländern.  Dort  handelt  es  sich nicht  um einen internationalen  bewaffneten  Konflikt.

Schon aus diesem Grunde sind dort „gezielte Tötungen“ völkerrechtlich nicht gedeckt.

5.  Mögliche  Rechtfertigung  „gezielter  Tötungen“  durch  Drohneneinsätze  nur  im

Rahmen des ISAF-Einsatzes in Afghanistan gegen Kombattanten unter Beachtung

der Regeln des Kriegsvölkerrechts („ius in bello“)

19
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Hierzu wieder Becker:

„Anders muss der ISAF-Einsatz behandelt werden, an dem Deutschland beteiligt
ist. Er hat eine völkerrechtlich tragfähige Ermächtigung, weil der Sicherheitsrat,
beginnend mit der Resolution 1386 (2001), die Ermächtigung zur Ausübung mili-
tärischer Gewalt  erteilt  hat. Der Deutsche Bundestag hat diese Resolution, ab
2005 auf der Basis des Parlamentsbeteiligungsgesetzes, dahingehend umgesetzt,
dass auch deutsche Soldaten auf dieser Basis militärische Gewalt ausüben dürfen.

a) Die Kriterien für den Einsatz von Kampfdrohnen

Sehr  fraglich  ist  aber,  ob  in  diesem Zusammenhang Kampfdrohnen eingesetzt
werden können. 

Kritisch wird es, wenn die Zielidentifizierung zweifelhaft ist und möglicherweise
Zivilisten getroffen werden. Maßgeblich ist das Zusatzprotokoll II zum Genfer Ab-
kommen vom 12. August 1949 über den Schutz der Opfer nichtinternationaler be-
waffneter Konflikte vom 08.06.1977 (ZP II). Danach ist zunächst zu fragen, ob ein
„nichtinternationaler bewaffneter Konflikt“ vorliegt; im Gegensatz zum „interna-
tionalen bewaffneten Konflikt“.  Für einen internationalen Konflikt  ist entschei-
dend, dass „zwei Völkerrechtssubjekte (d.h. Staaten) gegeneinander kämpfen“.20

Das ist in Afghanistan nicht der Fall, da die Taliban als eine der Konfliktparteien
keine völkerrechtliche Anerkennung, auch nicht in Form eines De-Facto-Regimes,
genießen.21 Davon geht auch die Bundesregierung aus.22 Während also im inter-
nationalen bewaffneten Konflikt Kombattanten, erkennbar an ihrer Uniform, töten
und getötet werden dürfen,23 muss man im nichtinternationalen bewaffneten Kon-
flikt genauer hinschauen. Denn gewohnheitsrechtlich gelten möglicherweise Be-
teiligte nur „im Zweifel“ als Zivilpersonen.

Die tatsächliche Lage in Afghanistan ist aber schwieriger. Mit Safferling24 muss
geklärt werden, ob Beteiligte „de facto-Kombattanten“ sind. Dafür ist Art. 13 ZP
II maßgeblich. Nach Art. 13 Abs. 2 ZP II dürfen Zivilpersonen nicht das Ziel von
Angriffen sein. Gemäß Art. 13 Abs. 2 ZP II dürfen Zivilpersonen nur ausnahms-
weise getötet werden, „sofern und solange sie unmittelbar an den Kampfhandlun-
gen teilnehmen“. Sie müssen dafür in eine organisierte bewaffnete Oppositions-
gruppe integriert sein und eine
 „continuous combat function“

20

21

22

23

24
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ausüben.25.

Es ist völlig unbekannt, wie die US-Armee und der CIA mit diesen Kriterien um-
gehen. Es müssten mehrere Prüfungsschritte beachtet werden, für die Anleihen
beim Recht des internationalen bewaffneten Konflikts in ZP I hilfreich sind:

Erstens muss geklärt  werden, ob die Zielperson überhaupt ein Kombattant ist.
Nicht  nur  der bewaffnete  Kämpfer  ist  das.  Auch der „Schreibtischtäter“ kann
Mitglied der Konfliktpartei sein. Denn auch Generäle der Staatsstreitkräfte sind
Kombattanten,auch wenn sie nur am Schreibtisch Strategien ausarbeiten. Maß-
geblich für das Vorliegen einer „continuous combat function“ ist also allein, ob
die fragliche Person eine Tätigkeit ausübt, die der Durchführung von Feindsee-
ligkeiten im Namen der nichtstaatlichen Konfliktpartei gegen die staatliche Kon-
fliktpartei dient. Nimmt sie nicht direkt an Feindseeligkeiten teil, darf sie auch
nicht angegriffen werden. Für den internationalen bewaffneten Konflikt schreibt
Art. 44 Abs. 3 ZP I vor, dass die Konfliktparteien ihre Kombattanten kennzeichnen
müssen, um sie äußerlich von der Zivilbevölkerung zu unterscheiden.

Zweitens: Eine weitere „Kennzeichnung“ nach dem Recht des internationallen
bewaffneten  Konflikts  wäre  das  Tragen  von  Waffen.  Schon  die  Haager  Land-
kriegsordnung  (HLKO)  gesteht  Aufstandsgruppen  den  Kombattantenstatus  zu,
wenn  sie  nämlich  gegen  eine  anrückende  feindliche  Invasionsarmee  als  soge-
nannte levèe en masse zu den Waffen greifen, um sich zu verteidigen. Art. 2 HLKO
verlangt in diesem Fall lediglich „offenes Führen“ der Waffen und die Beachtung
der „Gesetze und Gebräuche des Krieges“.

In der Genfer Konvention wurde diese Bestimmung um Guerilla-Kämpfer erwei-
tert. Zivilpersonen, die während bewaffneter Auseinandersetzungen, eines Krieges
oder eines nationalen Befreiungskampfes zu den Waffen greifen, gelten als Kom-
battanten, wenn sie ihre Waffen offen tragen, solange sie für den Gegner sichtbar
sind.

Das bedeutet für Drohnen: Angriffe auf zivile Objekte – Wohnhäuser, zivile Pkw –
müssen unterlassen werden; sie sind keine „militärischen Objekte“. Bei ihnen ist
wahrscheinlich, dass Zivilpersonen getötet werden, die nach ZP I und II geschützt
sind.“26

3.

Die (sistierte) Sachverständige ist Bundestagsabgeordnete und verteidigungspolitische

Sprecherin der Fraktion DIE LINKE.

25

26
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Sie wird bestätigen:

Die umfangreichen und jahrelangen Versuche der Betroffenen mit der Friedensbe-
wegung, die Parlamentarier*innen deshalb zu einer Ächtung jeder Form der An-
schaffung und Nutzung von Kampfdrohnen zu bewegen, waren bis zu der symbo-
lischen Aktion des zivilen Ungehorsams im Bundestag erfolglos, wie die Betroffe-
ne in ihrer Einlassung im einzelnen dargelegt hat. Mit einer endgültigen Weichen-
stellung zur Anschaffung eigener Kampfdrohnen für die Bundeswehr musste je-
derzeit gerechnet werden, wie der weitere Verlauf gezeigt hat. Später nämlich er-
folgte der Beschluss zur Anschaffung der Kampfdrohnen, bevor das Verfahren zur
Anhörung von Sachverständigen beendet war. Diese mache ich ausdrücklich zum
Gegenstand des Beweisthemas.

Aus den darlegten Gründen ist vorliegend ein übergesetzlicher Notstand anzunehmen,

so dass die Mandantin freizusprechen ist.

Auf eine Entscheidung vor Schluss der Beweisaufnahme wird nicht verzichtet.

Der Verteidiger

Schultz

Rechtsanwalt
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